
Suchflächen im Oberzentrum Reutlingen/Tübingen

1:50.000

Datenquellen:
Freie Bauflächen aus Bauleitplanung, Weissflächen, VGB Grünzug:  RVNA
Gemeindegrenzen: ATKIS-DLM25BW
Topograph. Karte 1:50.0000, Az.: 2851.2-D/2364 LGL BW

Freie Bauflächen aus Bauleitplanung
"Weissflächen"
Flächen im VBG Grünzug
Gemeindegrenze
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Eignungsflächen im Oberzentrum Reutlingen/Tübingen

1:50.000
Datenquellen:
Eignungsflächen: eigene Erhebung RVNA
Topograph. Karte 1:50.0000, Az.: 2851.2-D/2364 LGL BW

Eignungsflächen
0 - 3 Bewertungspunkte
4 - 6 Bewertungspunkte
7 - 9 Bewertungspunkte
Hangneigung > 10°
Gemeindegrenze
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Legende
Regionsgrenze
Kreisgrenze
Gemeindegrenze
Gemarkungsgrenze
unbebaute Wohn- und Mischbauflächen Bauleitplanung
"Weißflächen" am Siedlungsrand
Flächen in regionalen Grünzügen (VBG)

Bearbeitungsstand der Ermittlung von Suchflächen für bezahlbaren
Wohnraum für alle Bevölkerungsgruppen

In den nachfolgenden drei Karten sind Gemeinden farbig dargestellt, wo die Flächen
ermittelt und überprüft sind.
Die Kriterien Flächengröße, Flächenzuschnitt und Anbindung an eine bestehende Siedlung
wurden bereits angewendet. Ebenso wurde anhand von Luftbildern überprüft, ob sie noch
unbebaut sind.
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AG Aktive Liegenschaftspolitik 

Zentrale Ergebnisse für die Kurzfassung des Endberichts des Bündnisses für bezahl-

bares Bauen und Wohnen 

Ohne zusätzliches Bauland kein bezahlbares Wohnen 

Die Grundstückspreise bestimmen zu einem erheblichen Anteil die Baukosten. In den städti-

schen Wachstumsräumen mit angespannten Wohnungsmärkten sind die stark gestiegenen 

Baulandpreise ein wesentlicher Faktor für die steigenden Baukosten. Dort sind nach einer 

Auswertung des BBSR von 2011 bis 2014 die Grundstückspreise für Geschosswohnungs-

bau um 16 Prozent gestiegen, in den wachsenden Großstädten über 500.00 Einwohnern 

sogar um 31 Prozent. Im Jahr 2014 kostete der Quadratmeter in Großstädten über 500.000 

Einwohnern im Durchschnitt 550 Euro. Vielfach besteht darüber hinaus in den Wachstums-

regionen ein grundsätzlicher Mangel an Bauland. Nicht selten scheitern konkrete Bauvorha-

ben, für die Investoren und Kapital bereitstehen, an nicht verfügbaren Flächen oder Baurech-

ten. 

Ausreichend verfügbares Wohnbauland zu vertretbaren Preisen ist deshalb eine entschei-

dende Stellschraube für mehr bezahlbaren Wohnungsneubau zur Miete und im Eigentum. 

Hier ist in erster Linie eine strategische und aktivierende Liegenschaftspolitik der Kommunen 

mit preisdämpfender Wirkung gefragt. Doch auch Bund und Länder müssen unterstützend 

tätig werden, um für bessere Rahmenbedingungen bei der Schaffung und Mobilisierung von 

mehr Bauland zu sorgen. 

Kommunales Engagement in der Baulandbereitstellung stärken  

Liegenschaftspolitik ist Chefsache! Noch mehr Kommunen müssen mehr Bauland in eigener 

Verantwortung entwickeln, um Baulandpotenziale zu schaffen und zu aktivieren  

Liegenschaftspolitik muss gezielt mit der kommunalen Wohnungspolitik verknüpft werden. 

Rein fiskalische Ziele dürfen dabei nicht einseitig die sozialen, städtebaulichen und woh-

nungspolitischen Zielsetzungen dominieren. 

Eine Reihe von Städten zeigt bereits heute wie es geht: Sie erstellen und beschließen inte-

grierte Baulandstrategien, die das vorhandene hoheitliche und kooperative planungs-, bau- 

und bodenrechtliche Instrumentarium des Baugesetzbuches - angepasst an die lokale Situa-

tion - gebündelt einsetzen. Sie nutzen damit gezielt die Chance, Grundstückspreise und die 

Wohnungsangebote zu gestalten.  

Die entscheidende Grundlage bilden eine strategische Bodenvorratspolitik sowie kommuna-

ler Zwischenerwerb, um immer wieder neue Flächen an den Markt bringen zu können. Dazu 

gilt es konsequent gute Gelegenheiten zum Erwerb von entwicklungsfähigen Grundstücken 

zu nutzen. Um den in der aktuellen Situation benötigten Mengeneffekt bei der Baulandschaf-

fung zu erreichen, sollte insbesondere das bewährte Instrument der Städtebaulichen Ent-

wicklungsmaßnahme konsequent genutzt werden. Die städtebauliche Entwicklung größerer 

urbaner Neubauquartiere entfaltet erfahrungsgemäß eine preisdämpfende Wirkung auf dem 

Wohnungsmarkt. 
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Kommunale Grundstücke müssen zudem in größerer Menge und preisreduziert für bezahl-

baren Wohnraum zur Verfügung gestellt werden. Dafür sind die Spielräume der Haushalts- 

und Gemeindeordnungen konsequent auszunutzen.  

Einige Städte wenden dazu bereits heute erfolgreich Konzeptvergaben, Vergaben mit Aufla-

gen oder andere Formen der Preisdifferenzierung beim Verkauf von Liegenschaften an, um 

bezahlbares Wohnen zu ermöglichen. Einen ähnlichen Effekt leisten auch kooperative Bau-

landmodelle. Dabei werden bei der Baurechtschaffung auf nicht-städtischen Grundstücken 

durch städtebauliche Verträge, die Finanzierung von Entwicklungs- und Infrastrukturkosten, 

Quoten für geförderten oder preisgedämpften Wohnungsbau sowie weitere soziale, städte-

bauliche und ökologische Anforderungen vereinbart. Dabei müssen die kostenwirksamen 

Vorgaben wirtschaftlich vertretbar bleiben und mit der Zielsetzung des bezahlbaren Woh-

nens in Einklang stehen. 

Damit mehr Bauland von den Kommunen zur Verfügung gestellt werden kann und auch 

rasch bebaut wird, benötigen Verwaltungen schließlich ausreichendes und qualifiziertes 

Fachpersonal, um eine zügige Baurechtschaffung und Baugenehmigungen zu erreichen. 

Dazu müssen vor allem die Länder für eine ausreichende Finanzausstattung der Kommunen 

sorgen, die Kommunen ihrerseits diese aber auch konsequent für die Stärkung der Pla-

nungs- und Genehmigungskapazitäten einsetzen. 

Auch Bund und Länder stehen in der Pflicht und müssen ihre Liegenschaften für bezahlba-

ren Wohnungsbau vergünstigt an Kommunen oder direkt an die Bauwilligen abgeben.  

Ebenfalls muss endlich dem preistreibenden Charakter der Grunderwerbsteuer Einhalt gebo-

ten werden. Die von den meisten Bundesländern auf bis zu 6,5 Prozent erhöhte Grunder-

werbsteuer muss wieder auf maximal 3,5 Prozent reduziert werden. Eine bundeseinheitliche 

Regelung wird angeregt. Zudem sollte der Bund eine vorsteuerliche Berücksichtigung der 

Grunderwerbsteuer ermöglichen, um die Verteuerung durch die Mehrfachbesteuerung bei 

kommunalem Zwischenerwerb, bei der Entwicklung von Bauland durch Entwicklungsträger 

und beim Wohnungsneubau durch Bauträger und Projektentwickler zu beheben.  

Handlungsspielräume der Innenentwicklung konsequent nutzen und erweitern  

Der Vorrang der Innenentwicklung im gesamten Stadtgebiet erfordert es, die vorhandenen 

Innenentwicklungspotenziale konsequent zu nutzen. Hier sind die Baulückenschließung, die 

Aktivierung von Brachflächen und die Nachverdichtung sowie die Umwidmung von nicht 

mehr benötigten Gewerbeimmobilien durch ein gezieltes kommunales Innenentwicklungs-

management voranzutreiben.  

Um die Flächenpotenziale der Innenentwicklung effektiv erschließen zu können, ist eine Wei-

terentwicklung der boden- und planungsrechtlichen Regelungen erforderlich. Um auch dis-

pers verteilte kleinere Grundstücke im Innenbereich zu aktivieren und einer Entwicklung zu-

zuführen, ist es sinnvoll, den Anwendungsbereich städtebaulicher Entwicklungsmaßnahmen 

zu erweitern oder einen eigenen Maßnahmentyp der Innenentwicklung („Innenentwick-

lungsmaßnahmengebiet“) im BauGB zu verankern, der die entwicklungsrechtlichen Optionen 

für Bauverpflichtungen und ein aktives Ankaufsrecht der entsprechenden Flächen umfasst.  

Ein weitere Möglichkeit baureife innerstädtische Grundstücke zu aktivieren und diese rasch 

zu bebauen oder für die Bebauung zu veräußern, besteht in der Einführung einer steuerli-



 
 

chen Option zur Mobilisierung bebaubarer, unbebauter Grundstücke im Grundsteuergesetz, 

die von den Kommunen genutzt werden kann (sog. zoniertes Satzungsrecht). 

Um mehr Wohnungsneubau in der Stadt zu ermöglichen und die Innenentwicklungspotenzia-

le tatsächlich bestmöglich nutzen zu können, müssen vor allem die derzeit durch den Lärm-

schutz eingeschränkten planerischen Gestaltungsspielräume in lärmvorbelasteten Gebieten 

erweitert werden. Unter Anerkennung der hohen Bedeutung des Lärmschutzes für Gesund-

heit und Lebensqualität in unseren Städten sollen den Kommunen zum einen mehr Möglich-

keiten eingeräumt werden, auch gegenüber gewerblichem Lärm passive Lärmschutzmaß-

nahmen anzuwenden, was beim Verkehrslärm möglich ist. Zum anderen sollten die Kommu-

nen in bestimmten städtebaulichen Konstellationen die Zuordnung von Lärmschutzrichtwer-

ten zu den einzelnen Baugebietskategorien nachvollziehbar und korrigierend abwägen kön-

nen, wenn ansonsten eine vorgesehene Wohnbebauung nicht realisiert werden kann. 

Weiterhin wird empfohlen die BauNVO anzupassen, um Wohnungsbauvorhaben mit einer 

flexiblen Nutzungsmischung und höheren Dichten zu ermöglichen. Dies kann z.B. mit der 

Einführung einer neuen Kategorie „Urbanes Wohngebiet“ erfolgen. 

Notwendige Außenentwicklung bedarfsgerecht und flexibel ermöglichen 

In wachsenden Stadtregionen mit zu geringen Innenentwicklungspotenzialen ist darüber hin-

aus auch eine bedarfsgerechte Außenentwicklung notwendig, ohne die dort keine ausrei-

chende und preisgünstige Wohnraumversorgung zu erreichen ist. Dazu sollte die Landes- 

und Regionalplanung - unter Anerkennung des deutschlandweit geltenden 30-ha-Ziels - aus-

reichende kommunale Reserven bei der Bemessung des Wohnbauflächenbedarfs und der 

Ausweisung von Wohnbauflächen einräumen. Ziel ist es, den Kommunen Planungsalternati-

ven zur Verfügung zu stellen, damit diese ihre Wohnbauflächenentwicklung auf die Flächen 

mit der besten Verfügbarkeit konzentrieren können. 
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